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A N F R A G E 

Justizwesen: Interner Wettbewerb für leitende Beamte, Optionsrecht 

Die erste Bekanntmachung eines internen Auswahlverfahrens für den Übergang vom zweiten Bereich (Berufsbild des 

Kanzleibeamten) zum dritten Bereich (Berufsbild des leitenden Kanzleibeamten) zur Deckung von 1.148 Stellen auf 

gesamtstaatlicher Ebene geht auf den Monat September 2016 zurück.  

In Artikel 9 Absatz 4 heißt es bezüglich der Einstufung:  „Für die Zwecke des Schutzes der Zweisprachigkeit werden 

dem Personal der Gerichtsämter, das derzeit in den Ämtern der Autonomen Provinz Bozen tätig ist, bis zu 15 der in 

dieser Ausschreibung  vorgesehenen 1148 Stellen vorbehalten“. Weiters wurde festgelegt, dass die Einstufung immer 

nach den in den vorstehenden Punkten angeführten Modalitäten erfolgt – bzw. wie im übrigen Staatsgebiet, ohne 

spezifische Bezugnahme auf den Zweisprachigkeitsnachweis und dem Niveau der Zweisprachigkeit, der somit laut 

genannter Ausschreibung für die Zuweisung der Punktzahl für die 15, zum Schutz der Zweisprachigkeit reservierten 

Stellen nicht berücksichtigt wurde. Da sich 25 Kandidaten zum  internen Wettbewerb angemeldet haben, ist auch 

nicht klar, ob die Rangordnung der zehn ausgeschlossenen Kandidaten in den kommenden Jahren berücksichtigt wird 

oder ob die ausgeschlossenen Kandidaten den Wettbewerb wiederholen müssen.  

Darüber hinaus weisen die Gewerkschaften darauf hin, dass das uneingeschränkte Optionsrecht der Bediensteten, die 

in der staatlichen Verwaltung verbleiben wollen, keineswegs gewährleistet ist. Artikel 1 Absatz 8 der 

Durchführungsbestimmungen für das Personal der Gerichtsämter besagt: „Das Personal mit unbefristetem 

Arbeitsverhältnis (omissis…) wird (omissis….)  in den Stellenplan der Region eingestuft, außer es optiert binnen 

einhundertzwanzig Tagen ab Inkrafttreten dieser Bestimmung für das Verbleiben bei der Herkunftsverwaltung“ und 

spricht keineswegs von allfälligen Zielorten auf dem Landesgebiet für das optierende Personal.  

Als Antwort auf unsere sehr klare, in der im Südtiroler Landtag eingebrachten Anfrage  Nr. 2331/2016 formulierten 

Frage („Auf welche Landesverwaltungen in Südtirol könnten die Bediensteten der Gerichtsämter, die ihr Optionsrecht 

ausgeübt haben, versetzt werden?"), schrieb Präsident Kompatscher, dass „die Bediensteten der Gerichtsämter, die 

von ihrem Optionsrecht Gebrauch gemacht haben, nach den geltenden Bestimmungen zu staatlichen Ämtern versetzt 

werden können". Nach Angaben der Gewerkschaften in den Pressemitteilungen scheint sich dieses Optionsrecht 

ausschließlich auf staatliche Ämter außerhalb des regionalen Gebiets zu beziehen und nicht auf staatliche Ämter (z.B. 

Steueragentur, Innenministerium, Verteidigungsministerium usw.), die in der Provinz Bozen angesiedelt sind. In der 

Anlage zum Beschluss der Regionalregierung Nr. 232 vom 6. Oktober 2017 über „Erste Anhaltspunkte für die Planung 

des Personalbedarfs für den Dreijahreszeitraum 2017-2019“ heißt es weiter, dass „30 Anträge auf Option eingereicht 

wurden, die derzeit vom Justizministerium geprüft werden".  

Artikel 1 Absatz 7 des gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 16 vom 7. Februar 2017 betreffend 

„Durchführungsbestimmungen zum Sonderstatut der Region Trentino-Südtirol für die Delegierung von Befugnissen 



betreffend die Verwaltungs- und Organisationstätigkeit zur Unterstützung der Gerichtsämter" besagt, dass die Region 

und die Provinzen „die quantitativen und qualitativen Funktionalitätsstandards, die in Bezug auf Dienste, 

Gerätschaften und Einrichtungsgegenstände zu gewährleisten sind“ sowie „die an den als Sitz von Gerichtsämtern im 

Sprengel bestimmten Liegenschaften gemäß Abs. 13 durchzuführenden Arbeiten“ festzulegen haben. Art. 1 Abs. 13 

sieht vor, dass „die Ausgaben für die außerordentliche Instandhaltung, den Umbau sowie die Erweiterung der 

vorgenannten Liegenschaften zu Lasten der Provinzen gehen“. 

Darüber hinaus wurde der Region die Bereitstellung, Instandhaltung und Verwaltung der innerhalb des Sprengels als 

Sitz von Gerichtsämtern bestimmten (auf die Provinzen überschriebenen) Liegenschaften sowie die Bereitstellung der 

für die Tätigkeit der Gerichtsämter erforderlichen Gerätschaften, Einrichtungsgegenstände und Dienste für die 

Liegenschaftsverwaltung übertragen. 

Angesichts der jüngsten Missstände am Landesgericht von Bozen (insbesondere ein Aufzug, der monatelang außer 

Betrieb war) ist es im Interesse der Mitarbeiter und Bürger, dass die Region einen Jahresplan für die ordentlichen und 

außerordentlichen Instandhaltungsarbeiten der oben genannten Gebäude plant.  

All dies vorausgeschickt, erlaubt sich unterfertigter Regionalratsabgeordneter 

den Präsidenten der Regionalregierung zu befragen, um Folgendes in Erfahrung zu bringen: 

1. Stimmt es, dass in der Rangliste der oben genannten Ausschreibung das Niveau der Kenntnis der beiden 

Sprachen bei der Vergabe der Punktzahl nicht berücksichtigt wird? 

2. Wird die Rangliste der zehn, vom Wettbewerb ausgeschlossenen Kandidaten in den kommenden Jahren 

berücksichtigt (auf die Liste kann zurückgegriffen und die Kandidaten können befördert werden) oder müssen die 

ausgeschlossenen Kandidaten erneut am Wettbewerb teilnehmen?  

3. Wird die Region in Anbetracht der Tatsache, dass das Personal der Gerichtsämter seit dem 1. Januar 2017 auf die 

Region übergegangen ist, das Niveau des Zweisprachigkeitsnachweises sowohl bei den zusätzlichen 

Besoldungselementen als auch bei der Ranglistenzuordnung berücksichtigen?  

4. Wird die Provinz, das Niveau des Zweisprachigkeitsnachweises  bei den zusätzlichen Besoldungselementen als 

auch bei den Ranglisten berücksichtigen, falls das Personal an die Provinz weiterversetzt wird? 

5. Besteht angesichts der Tatsache, dass je nach Zweisprachigkeitsniveau keine verschiedene Punktezahl berechnet 

wird, nicht die Gefahr von Rekursen vonseiten leitender Beamten vor dem Verwaltungsgericht?  

6. Stimmt es, dass sich das Optionsrecht für die Bediensteten der Gerichtsämter ausschließlich auf staatliche 

Verwaltungen außerhalb der Region bezieht?  Wenn nicht, auf welche Verwaltungen bezieht es sich?  

7. Welche Regeln gelten für das Optionsrecht und was sehen sie im spezifischen Fall vor? Bitte eine detaillierte Liste 

der Verwaltungen auf gesamtstaatlicher und regionaler Ebene angeben, für die sich die Bediensteten in 

Ausübung ihres Optionsrechts entscheiden können.  

8. Welche jährlichen, ordentlichen und außerordentlichen Umbau- und Wartungsarbeiten sind nach jüngsten 

Schätzungen für die gerade auf die Region übertragenen Gebäude vorgesehen? Bitte für jedes Gebäude die 

bisher angefallenen und in den kommenden Jahren zu erwartenden jährlichen, ordentlichen und 

außerordentlichen Instandhaltungskosten angeben.  

9. Wie gedenkt die Region angesichts der jüngsten Missstände am Landesgericht von Bozen (insbesondere ein 

Aufzug außer Betrieb) sich der Instandhaltung des Justizgebäudes anzunehmen?  

Im Sinne der Geschäftsordnung wird um eine schriftliche Antwort ersucht. 

Gez.: DER REGIONALRATSABGEORDNETE 

Paul KÖLLENSPERGER                

 


